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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

333 Verlust eines Polizeidienstausweises

(Polizeiobermeister Axel Lubojanski)

Bezirksregierung
VL 1.1

Düsseldorf, den 20. Juli 2006

Der von der ZPD NRW in Linnich für den Polizei-
obermeister Axel Lubojanski am 08.04.2003 ausge-
stellte Dienstausweis mit der Nummer 317 291 ist 
in Verlust geraten. Der Ausweis ist hiermit für un-
gültig erklärt.

   Im Auftrag

   Ohrmundt

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 283

334 Ungültigkeitserklärung 
 von Polizeidienstausweisen

(POK Heinz Böhmer, PM Stefan Hartmann)

Bezirksregierung
25.3.1-1504

Düsseldorf, den 19. Juli 2006

Nachfolgend aufgeführte Polizeidienstausweise sind 
in Verlust geraten und werden hiermt für ungültig 
erklärt.

Nr. 0210723 des POK Heinz Böhmer ausgetsellt am 
27.11.2002 durch die ZPD,

Nr. 0201149 des PM Stefan Hartmann ausgestellt 
am 21.01.2002 durch die ZPD.

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 283

335 Anerkennung einer Stiftung

(„Mathias Kleyboldt Stiftung 
für Begabtenförderung“)

Bezirksregierung
15.02.01-St. 1159

Düsseldorf, den 25. Juli 2006

G 1292AMTSBLATT
für den Regierungsbezirk Düsseldorf

188. Jahrgang Ausgegeben in Düsseldorf, am 3. August 2006 Nummer 31

B. Ver ord nun gen, Ver fü gun gen und Be kannt ma chun gen 
der Be zirks re gie rung

All  ge  mei  ne  In  ne  re  Ver  wal  tung

333 Verlust eines Polizeidienstausweises (Polizeiobermeister Axel Lubojanski). 
S. 283

334 Ungültigkeitserklärung von Polizeidienstausweisen (POK Heinz 
Böhmer, PM Stefan Hartmann). S. 283

335 Anerkennung einer Stiftung („Mathias Kleyboldt Stiftung für 
 Begabtenförderung“). S. 283

336 Anerkennung einer Stiftung („Stiftung Universitätsmedizin Essen“). 
S. 284

Umwelt ,  Raumordnung und Landwirtschaft

337 Antrag der Eyller-Berg Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH auf 
 Erteilung einer Genehmigung gemäß § 31 Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz – KrW–/AbfG. S. 284

338 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben der Thomas & Andreas Paessens GbR am Standort 
Pinnertstraße 91 in Geldern. S. 284

339 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben der Thomas & Andreas Paessens GbR am Standort 
Broecksteg in Geldern. S. 284

340 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben des Herrn Theo Verhülsdonk, Höst-Vornicker-
Weg 18, 47652 Weeze. S. 285

341 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben der Firma GHC Gerling, Holz & Co.  Handels 
GmbH, Werk Dormagen-Nievenheim. S. 285

342 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben der Firma Celanese Chemicals Europe GmbH, 
Werk Ruhrchemie. S. 286

343 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben der A-TEC Anlagentechnik GmbH, Eurotec-Ring 15, 
47445 Moers. S. 286

C. Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen 
anderer Behörden und Dienststellen

344 Regionalverband Ruhr – 11. Verbandsversam mlung. S. 287

345 Kraftloserklärung eines Sparkassenbuchs 
(Nr. 322 429 879 8 (1 429 879 8)). S. 287
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Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die

„Mathias Kleyboldt Stiftung 
für Begabtenförderung“

mit Sitz in Essen gemäß § 80 BGB in Verbindung 
mit §§ 1 und 2 StiftG NRW anerkannt. Die Stif-
tung ist seit dem 20.07.2006 rechtsfähig.

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 283

336 Anerkennung einer Stiftung

(„Stiftung Universitätsmedizin Essen“)

Bezirksregierung
15.02.01-St. 1222

Düsseldorf, den 17. Juli 2006

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die

„Stiftung Universitätsmedizin Essen“

mit Sitz in Essen gemäß § 80 BGB in Verbindung 
mit §§ 1, 2 StiftG NRW anerkannt. Die Stiftung ist 
seit dem 17. Juli 2006 rechtsfähig.

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 284

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

337 Antrag der Eyller-Berg 
 Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH 
 auf Erteilung einer Genehmigung gemäß 
 § 31 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz – 
 KrW-/AbfG

Bezirksregierung 
52.05.03.15-EB-07/03

Düsseldorf, den 31. Juli 2006 

Die Eyller-Berg Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH 
hat mit Datum vom 23.07.2003 einen Antrag auf 
Erteilung einer Genehmigung gemäß § 31 Abs. 3 
Nr. 2 KrW-/AbfG für die wesentliche Änderung 
der Deponie Eyller-Berg in Kamp-Lintfort gestellt. 
Antragsgegenstand ist die Errichtung und Inbe-
triebnahme der Deponie in den östlichen Rest-
flächen der Deponieabschnitte I bis IV und den 
Deponieabschnitten VI.2 und VII.

Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung – UVPG – stelle ich fest, dass für 
das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht besteht. Die Vorprüfung des Einzel-
falles hat ergeben, dass erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen im Sinne des Gesetzes nicht zu 
erwarten sind.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

   Im Auftrag 

   Renn

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 284

338 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der 
 Thomas & Andreas Paessens GbR
 am Standort Pinnertstraße 91 
 in Geldern

Bezirksregierung 
56-323-GV75/05-Ri

Düsseldorf, den 25. Juli 2006 

Die Thomas & Andreas Paessens GbR, Pinnert-
straße 91, 47608 Geldern hat mit Datum vom 
21.09.2005 (eingegangen am 15.12.2005) einen An-
trag auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 4 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die 
Errichtung und dem Betrieb einer Anlage zur Auf-
zucht und zum Halten von Nutztieren (Sauen und 
Ferkel) am v. g. Standort gestellt.

Antragsgegenstand ist dabei die Umstrukturierung 
einzelner Stallungen, wobei die Zahl der Sauen-
plätze auf 178 Tierplätze erhöht und Platz für 300 
Ferkelaufzuchtplätze geschaffen werden. Das vor-
handene Güllelagervolumen mit 240 m3 bleibt un-
verändert.

Gemäß § 3      e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 7.12 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist ei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die standortbezogene 
Vorprüfung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das bean-
tragte Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

   Im Auftrag 

   Warneke

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 284

339 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der 
 Thomas & Andreas Paessens GbR
 am Standort Broecksteg in Geldern

Bezirksregierung 
56-323-GV76/05-Ri

Düsseldorf, den 25. Juli 2006

Die Thomas & Andreas Paessens GbR, Pinnert-
straße 91, 47608 Geldern hat mit Datum vom 
21.09.2005 einen Antrag auf Erteilung einer Ge-
nehmigung gemäß § 4 Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG) für die Errichtung und dem Be-
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trieb einer Anlage zur Aufzucht und zum Halten 
von Nutztieren (Ferkelaufzucht und Endmast) am 
Standort Broecksteg in 47608 Geldern, Gemarkung 
Walbeck, Flur 11, Flurstück 9, gestellt.

Antragsgegenstand ist dabei die insbesondere der 
Neubau eines Ferkelaufzuchtstalles mit Sammel- 
und Verkaufsraum sowie eines Krankenstalles. Mit 
der Baumaßnahme sind verbunden die Umstruktu-
rierung einzelner Stallungen, die Erhöhung der 
Tierplatzzahlen auf insgesamt 600 Mastschweine- 
und 600 Ferkelaufzuchtplätze. Das vorhandene 
Güllelagervolumen mit 770 m3 wird nicht erwei-
tert.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 7.12 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die standortbezogene 
Vorprüfung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das bean-
tragte Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

   Im Auftrag 

   Warneke

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 284

340 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben des Herrn Theo Verhülsdonk, 
 Höst-Vornicker-Weg 18, 47652 Weeze

Bezirksregierung 
56-323-GV20/06-Ri

Düsseldorf, den 24. Juli 2006 

Herr Theo Verhülsdonk, Höst-Vornicker-Weg 18, 
47652 Weeze, hat mit Datum vom 20.04.2006 einen 
Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemäß 
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
für die wesentliche Änderung einer Anlage zum 
Halten von Nutztieren gestellt.

Antragsgegenstand ist dabei insbesondere die Er-
richtung einer Maschinenhalle, die Nutzungsände-
rung des Rindviehstalles (BE I.1) in einen Abfer-
kelstall (BE II.10), die Nutzungsänderung der 
Werkstatt in einen Wartestall (BE II.11) mit 35 
Sauenplätzen, die Erweiterung des Ferkel-Auf-
zuchtstalles (BE II.6) um einen Ferkelaufzuchtstall 
(BE 12) mit 400 Absatzferkelplätzen, die Änderung 
der Tierplatzzahlen durch Aufgabe der Rinder-
plätze und Erhöhung der Sauenplätze um 55 von 
266 auf 321 (davon 15 Jungsauen) sowie Auf-
stockung der Abferkelplätze um 400 von 800 auf 

1200 Tierplätze, die Stilllegung der Fahrsilage und 
der Mistplatte.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 7.12 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

   Im Auftrag

   Warneke

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 285

341 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der Firma GHC Gerling, 
 Holz & Co. Handels GmbH, 
 Werk Dormagen-Nievenheim

Bezirksregierung 
56.8851.9.1-4839

Düsseldorf, den 21. Juli 2006 

Antrag der Firma GHC Gerling, 
Holz & Co. Handels GmbH,

auf Erteilung einer Genehmigung nach
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)

Die Firma GHC Gerling, Holz & Co. Handels 
GmbH, Werk Dormagen-Nievenheim, hat mit 
 Datum vom 06.12.2005 einen Antrag gemäß 
§§ 6, 16 BImSchG auf wesentliche Änderung der 
Anlage zur Lagerung und Abfüllung verschiedener 
Gase im Wesentlichen durch Errichtung und Be-
trieb eines Lagertankes für Chlor und einer 
Füllanlage für Kältemittel gestellt.

Inhalte des Änderungsantrags für das Werksge-
lände des Werkes Nievenheim, in 41542 Dormagen, 
Siemensstraße 20 sind dabei hauptsächlich:

–  Die Errichtung eines weiteren Lagerbehälters 
für das Produkt Chlor in Verbindung mit der 
Aufstellung eines Havarie-Behälters für die Pro-
dukte Chlor, Ammoniak und Schwefeldioxid.

–  Die Installation eines Gaswäschers für die sauren 
Gase Chlor, Schwefeldioxid, Fluorwasserstoff 
und Schwefelwasserstoff.

–  Der Austausch der bestehenden einwandigen 
Flüssigchlorleitungen zwischen den Lagerbehäl-
tern und der Chlorabfüllhalle durch eine doppel-
wandige Rohrleitung.
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–  Die Modifikation der Chlorabfüllanlage (Fassab-
füllung) einschließlich der Einhausung der Kom-
pressoren, des Austausches der Verladearme der 
EKW-Entleerung durch ein Schlauchsystem etc.

–  Die Errichtung einer Füllanlage für Kältemittel 
in Verbindung mit der Umsetzung des Kältemit-
teltanks 8.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit den Ziffern 9.1, 9.3.2, 9.4.3 und 9.7.2 
der Anlage 1 zum UVPG und in Verbindung mit 
§ 3 c Abs. 1 UVPG ist eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach 
Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund 
überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ha-
ben kann, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen 
wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 

   Im Auftrag

   Schneiderwind

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 285

342 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der Firma Celanese Chemicals
  Europe GmbH, Werk Ruhrchemie

Bezirksregierung 
56.8851.4.1-4856

Düsseldorf, den 25. Juli 2006 

Antrag der Celanese Chemicals Europe GmbH, 
Werk Ruhrchemie,

auf Erteilung einer Genehmigung nach
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)

Die Firma Celanese Chemicals Europe GmbH, 
Werk Ruhrchemie, hat mit Datum vom 30.03.2006 
einen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 
gemäß § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung 
der MZO-Anlage durch Errichtung und Betrieb 
der zusätzlichen BE „Rhodium-Rückgewinnung“ 
gestellt.

In der neuen Betriebseinheit (BE 7000) sollen bis 
zu 6.000 t/a rhodiumhaltige Destillationsrückstän-
de durch destillative Konditionierung in 2 dampf-
beheizbaren diskontinuierlich betriebenen Rühr-
kesseln konzentriert werden. Die abgetrennten 
Leichtsieder sollen im Kraftwerk zur thermischen 
Verwertung genutzt werden, wogegen das Kon-
zentrat extern verwertet wird.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-

bindung mit Ziffer 4.1 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist ei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 

   Im Auftrag

   Schneiderwind

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 286

343 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der A-TEC Anlagentechnik
  GmbH, Eurotec-Ring 15, 47445 Moers

Bezirksregierung
56.21.0238/05

Düsseldorf, den 25. Juli 2006 

Die A-TEC Anlagentechnik GmbH hat mit Datum 
vom 21.11.2005 einen Antrag auf Erteilung einer 
Genehmigung gemäß § 4 BImSchG zur Errichtung 
und zum Betrieb eines Grubengas-Blockheizkraft-
werks gestellt. Antragsgegenstand ist die Errich-
tung und der Betrieb eines BHKW mit einer Feue-
rungswärmeleistung von 7,2 MW auf dem Gelände 
des Sportvereins „Schwarz-Weiss-Westende Ham-
born“, Duisburger Straße in 47167 Duisburg.

Das in Nr. 1.3.2 Spalte 2 Buchstabe S der Anlage 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) aufgeführte Vorhaben bedarf gemäß 
§ 3 c Abs. 1 Satz 2 UVPG einer standortbezogenen 
Prüfung des Einzelfalls.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
hat ergeben, dass erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen durch das beantragte Vorhaben 
nicht zu erwarten sind. Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG 
stelle ich daher fest, dass für das beantragte Vor-
haben eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht.

Gemäß § 3 a Satz 3 UVPG ist diese Feststellung 
nicht selbständig anfechtbar.

   Im Auftrag

   Thaler

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 286



C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

344 Regionalverband Ruhr – 
 11. Verbandsversammlung

Die 11. Verbandsversammlung tritt zu ihrer 
10. Sitzung am

Montag, 14. August 2006 –10.00 Uhr –
im Plenarsaal (Robert-Schmidt-Saal) 

des Dienstgebäudes
Kronprinzenstr. 35, 45128 Essen

zusammen.

Tagesordnung 

Öffentlicher Teil 

 1. Regionalisierungsmittel
 –  Vortrag von Herrn Dr. Klaus Vorgang Ge-

schäftsführer VRR GmbH –
 –  Entschließung der Verbandsversammlung

 2.   Entdeckungsreise durch die Wissenschaftsme-
tropole Ruhr

 3.   Essen für das Ruhrgebiet: Kulturhauptstadt 
Europas 2010

 –  Antrag der CDU-Fraktion vom 30.06.2006 –

 4.  Bericht über die Prüfung des Konzernab-
schlusses 2004 der AGR Abfallentsorgungs-Ge-
sellschaft Ruhrgebiet mbH, Essen – Prüfer: 
PwC PricewaterhouseCoopers AG

 5.   Sachstand Konzept über die Fortführung der 
Freizeitgesellschaften – Sozialpolitische Unter-
suchung

 6.  Feststellung Jahresabschluss zum 31.12.2005 
und Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung RVR Ruhr Grün – Entlastung des 
Betriebsausschusses gem. § 4 Eigenbetriebsver-
ordnung

 7.  Reform des RVR-Gesetzes – Berichtsvorlage –

 8.   Regionale Wirtschaftsförderung/Finanzierung
 –  Antrag der CDU-Fraktion vom 11.07.06 –

 9. Route der Industriekultur
 –  Antrag der CDU-Fraktion vom 19.07.06 –

10.  Europavertretung des RVR 
 –  Antrag der CDU-Fraktion vom 19.07.06 –

11.  Höhe der Verbandsumlage 
 –  Antrag der CDU-Fraktion vom 19.07.06 –

12. Volksinitiative gegen den Verkauf der LEG 
 –  Antrag Die Linke.PDS-Fraktion vom 

24.07.06 –

13.  Mitteilungen und Anfragen 

Nichtöffentlicher Teil 

 1. Angelegenheiten der AGR
 –  Verpartnerungsprozess /Antrag der CDU-

Fraktion vom 29.03.2006 –

 2.  Finanzierung RZR II – Erweitertes Finanzie-
rungsangebot der Landesbank Baden-Würt-
temberg (LBBW)

 3. Mitteilungen und Anfragen 

Essen, den 27. Juli 2006

   Wolfgang Kerak

   Vorsitzender 
   der Verbandsversammlung

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 287

345 Kraftloserklärung eines
 Sparkassenbuchs 

(Nr. 322 429 879 8 (1 429 879 8))

Das Sparkassenbuch Nr. 322 429 879 8 (1 429 879 8) 
wird nach § 16 SpkVO NRW für kraftlos erklärt.

Solingen, den 20. Juli 2006

   Stadt-Sparkasse Solingen

   Vorstand

Abl. Reg. Ddf. 2006 S. 287

287
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Fax (02 11) 96 82/229, Te le fon (0211) 9 68 22 41, vor lie gen.

Bei je dem Schrift wech sel die auf dem Ad res se ne ti kett in der Mit te oben ste hen de sechs stel li ge Kun den num mer an ge ben, 
bei Ad res sen än de rung das Ad res se ne ti kett mit be rich tig ter Ad res se an die ABO-Ver wal tung von A. Ba gel zu rück sen den.
Be zugs preis: Der Be zugs preis be trägt halb jähr lich 12,– Eu ro und wird im Na men und für Rech nung der Be zirks re gie rung

von A. Ba gel im vo raus er ho ben.
Ein rü ckungs ge büh ren für die 2spal ti ge Zei le oder de ren Raum 0,92 Eu ro.

Ein zel preis die ser Aus ga be 1,60 Eu ro zzgl. Ver sand kos ten.

In den Be zugs- und Ein zel prei sen ist kei ne Um satz steu er i. S. d. § 14 UStG ent hal ten.

Ein zel stü cke wer den durch A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf,
Fax (02 11) 96 82/2 29, Te le fon (02 11) 9 68 22 41, ge lie fert. Von Vor ab sen dun gen des Rech nungs be tra ges – in wel cher Form
auch im mer – bit ten wir ab zu se hen. Die Lie fe run gen er fol gen nur auf Grund schrift li cher Be stel lung ge gen Rech nung.

He raus ge ber: Be zirks re gie rung Düs sel dorf, Ce ci li en al lee 2, 40474 Düs sel dorf
In ter net: www.bez reg-du e ssel dorf.nrw.de

Her stel lung und Ver trieb im Na men und für Rech nung des He raus ge bers: A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf
Druck: TSB Tief druck Schwann-Ba gel, Düs sel dorf und Mön cheng lad bach


